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 ANZEIGE

Kampf gegen Beleuchtungsabgabe
geht in die nächste Runde

In Winterthur zahlen Strom-
kunden von Stadtwerk seit An-
fang Jahr einen Anteil an die öf-
fentliche Beleuchtung. Diese Ab-
gabe ist rechtlich jedoch um-
stritten, weil sie an den privaten
Energieverbrauch gekoppelt ist.
Rund 70 Personen haben des-
halb ihre Stromrechnung bean-
standet.

Nach langer Wartezeit haben
die Betroffenen nun am 6. Sep-
tember von Stadtwerk die verfüg-
te Rechnung mit Rechtsmittelbe-
lehrung erhalten. Dort schreibt
Direktor Urs Buchs, die Abgabe
stütze sich auf einen Beschluss
des Grossen Gemeinderates. Da
niemand dagegen das Referen-
dum ergriffen habe und auch kei-
ne Beschwerde beim Bezirksrat
erhoben worden sei, sei der Ent-
scheid rechtskräftig. Im Schrei-
ben wird weiter auf eine Mittei-
lung der Eidgenössischen Elekt-
rizitätskommission (Elcom) ver-
wiesen, wonach «Abgaben als
Strompreiszuschläge erhoben
werden können, wenn sie zum
Zweck haben, einen Beitrag an
die Kosten sowie an die ökologi-
sche und technische Verbesse-
rung der Beleuchtung öffentli-
cher Strassen zu leisten».

Grundsatzfrage klären
Die Proteste von rund einem
Dutzend Stromzahler werden
koordiniert von der ehemaligen
Verfassungsrätin Romana Heu-
berger. Sie sagt auf Anfrage, man
werde die Verfügung anfechten.
«Wir haben an einer Sitzung be-
sprochen, dass wir drei Verfah-
ren mit verschiedener Ausgangs-
lage anstreben.» Ziel sei es, diese
Verfahren nach Möglichkeit zu-
sammenzulegen. Gemäss Heu-
berger soll die Grundsatzfrage
geklärt werden, ob eine genü-
gende rechtliche Grundlage für
diese Gebührenerhebung vor-
handen sei, was die Einsprecher
bestreiten.

Heuberger hofft überdies auf
die Politik. Der Gemeinderat
muss die Abgabe erneut abseg-
nen. Der Ausgang ist schwierig
abzuschätzen. Es gibt im Rat Kri-
tiker, aber auch einige Befürwor-
ter der Gebühr. Allerdings ist das
Geschäft noch nicht traktandiert,
was bedeutet, dass die Betroffe-
nen nun auf jeden Fall juristisch

vorgehen müssen, wenn sie die
Fristen einhalten wollen.

Heuberger weist noch auf zwei
Mängel der Verfügung hin. So gilt
laut Mahnung eine Zahlungsfrist
für die offenen Beträge von 14 Ta-
gen, die Rekursfrist beträgt je-
doch 30 Tage. «Ein ordentliches
Rechtsmittelverfahren ist so gar
nicht möglich», sagt sie. Diesen
Punkt hat Heuberger mit Stadt-
werk allerdings bereits geklärt.
Bei allen Betroffenen wurde ein
Mahnstopp eingerichtet. Die auf
der Rechnung angedrohte Betrei-
bung ist daher laut Heuberger
nicht zu befürchten. Ebenfalls
hat sie erreicht, dass die Stadt
aufgrund eines Formfehlers den
Beschluss über die Anpassung
des Stromtarifs nochmals publi-
zieren muss.

Mustervorlage online
Heuberger will auf der Website
www.gebuehrenstop.ch Ende
September eine Mustereingabe
publizieren, damit auch andere
Stromkunden, welche die Rech-
nung bestritten haben, die Verfü-
gung selbstständig und korrekt
anfechten können. Mirjam Fonti

BELEUCHTUNG Eine Gruppe 
von Bürgerinnen und Bürgern 
wehrt sich gegen die 
umstrittene Abgabe für die 
öffentliche Beleuchtung. Sie 
plant nun rechtliche Schritte.

ABGABEN

2013 wollte der Stadtrat aus 
Spargründen die Kosten der 
Strassenbeleuchtung von 3,3 
Millionen Franken nicht mehr 
der Stadtkasse belasten. Statt-
dessen sollte Stadtwerk diese 
Ausgaben übernehmen und 
über die Stromverteilung refi-
nanzieren. Der Gemeinderat 
sagte dazu Ende 2013 Ja. Doch 
der Bezirksrat intervenierte mit 
aufsichtsrechtlichem Beschluss 
vom 27. März 2015: «Diese Auf-
gabe muss durch den allgemei-
nen steuerfinanzierten Ge-
meindehaushalt der Stadt Win-
terthur finanziert werden», 
heisst es im Bericht.

Der Stadtrat orientierte sich
in der Folge an den Modellen an-

derer Städte wie Zürich oder Ba-
sel und legte eine neue Variante 
vor: Stromkunden sollten mehr 
zahlen, und zwar in Form von 
«Abgaben an das Gemeinwe-
sen». Zu den bisher 0,32 Rappen 
pro Kilowattstunde für das För-
derprogramm Energie sollten 
1,02 Rappen für die Strassen-
beleuchtung hinzukommen.

Die Abgabe wurde von Juris-
ten kritisiert. Denn die Koppe-
lung an den Verbrauch bedeutet: 
Wer viel Strom verbraucht, etwa 
weil er eine Elektroheizung hat, 
zahlt deutlich mehr an die Stras-
senbeleuchtung als andere. Um-
gekehrt muss ein Hausbesitzer 
mit eigener Solaranlage kaum 
mehr etwas an die Strassenbe-
leuchtung beisteuern, obwohl er 
von der Beleuchtung womöglich 
mehr profitiert.

Philipp Egli, Rechtsanwalt in
Luzern und Lehrbeauftragter an 
der Universität Luzern, sagt: 

«Wenn die Abgabe nur einer 
Gruppe von Steuerpflichtigen 
auferlegt wird, muss man dafür 
sachliche Gründe anführen kön-
nen. Es scheint mir nicht sach-
gerecht, die Strombezüger he-
ranzuziehen und auf den Strom-
verbrauch abzustellen.»

Trotzdem stimmte der Ge-
meinderat Ende November der 
umstrittenen Abgabe zu. Er re-
duzierte sie jedoch auf 0,68 Rap-
pen für die ersten 100 000 Kilo-
wattstunden Strom. Zudem be-
fristete er die Abgabe bis 2018 
und verpflichtete den Stadtrat, 
die Höhe der Abgaben jährlich 
zu beantragen.

Als die ersten Rechnungen 
eintrafen, formiert sich eine 
Protestgruppe, die gegen die 
Gebühr vorgehen will. Weil die 
Stadt lange Zeit brauchte für die 
juristischen Abklärungen, kön-
nen die Betroffenen erst jetzt 
die Verfügung anfechten. mif

Eine lange Vorgeschichte
Die Idee, die öffentliche 
Beleuchtung nicht mehr der 
Stadtkasse zu belasten,
erwies sich für den Stadtrat
als knifflige Aufgabe.

Die Strassenbeleuchtung ist eine öffentliche Aufgabe, finden die Gegner der neuen «Laternengebühr». Ihnen geht es auch ums Prinzip. Archiv Michele Limina

Das Skelett 
ist identifiziert
VERMISST Die menschlichen
Überreste, die eine Schülergrup-
pe letzte Woche beim Orientie-
rungslauf in einem Winterthurer
Wald gefunden hatten, sind klar
identifiziert worden. Eine Kre-
ditkarte, die beim Skelett gefun-
den wurde, hat dabei geholfen.
Laut Mitteilung der Kantonspoli-
zei handelt es sich bei der Person
um den Winterthurer Rentner
Hans Jakob Basler, der Mitte
März 2013 als vermisst gemeldet
wurde. Damals war er 71 Jahre alt.
Die Polizei schreibt, ein Dritt-
verschulden, das zum Tod des
Rentners geführt haben könnte,
könne ausgeschlossen werden.
Weitere Angaben dazu wollte der
Polizeisprecher «aus Pietäts-
gründen» nicht machen. mgm

Graben am 
Graben: Erfolg

Ein 2,70 Meter tiefes Loch klafft
dieser Tage im Graben auf Seite
des Holderplatzes. Dort entsteht
eine der Abfallsammelstellen,
und bevor gebaut wird, schauen
sich die Archäologen des Kantons
an, was der Untergrund hergibt. 

Wie erwartet, haben der Gra-
bungstechniker Beat Zollinger
und der Facharbeiter Orlando
Gaetano Teile eines alten Brü-
ckenbogens gefunden. Diese Brü-
cke führte einst über den Stadt-
graben. Mitte des 19. Jahrhun-
derts wurde der Graben dann auf-
gefüllt (es gab nur einen, keinen
oberen und unteren). Unerklär-
lich ist es für Zollinger, weshalb
unter dem Bogen sorgfältig gros-
se Steine aufgeschichtet sind.

Das Tram fuhr am Graben
Auf einer Ansicht von 1648 sieht
man diese Brücke, und auf einem
anderen Bild vom Brand des Hol-
dertors 1749 rennt eine Men-
schenmenge darüber. Beide Bil-
der haben die Leute von der Kan-
tonsarchäologie am Gitter ange-
bracht, welches das Grabungs-
loch umgibt. Mit den paar
Erläuterungen dazu kann man
sich ein Bild davon machen, wie
es früher ausgesehen haben muss.
Die Grabungsstelle ist noch ein
paar Tage offen und sichtbar.

Und noch etwas haben die bei-
den Männer entdeckt: ein altes
Tramgleis. Der Graben war einst
Teil des Streckennetzes. mgm

ALTSTADT Bevor die Abfall-
Unterflurcontainer gebaut 
werden, sind Archäologen am 
Werk. Sie haben ein Gleis und 
Reste einer Brücke gefunden.

Der Landbote
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